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Dur Frage inmieweit in Galizien die fogenannten 
verfüßten geiſtigen Getränke dem Propinattonsbanne 
unterliegen. 


Von Or, Moman Jakubowski in Kratau. 
(Schluß) 


Eine geſetzliche Definition der v. g. G. findet ſich zum erſten 
Male erſt in dem Staatsminiſterlal⸗Erlaſſe vom 25. Februar 1864, 
3. 2040, welcher nur in dem ehemaligen Krakauer Verwaltungsgebiete 
den politiſchen Behörden mit dem Statthalterei⸗Commiſſtons⸗Erlaſſe 
vom 8. April 1865, 3. 6728 mitgetbeilt wurde, vor, worin als 
Grundſatz fausgeſprochen iſt, daß unter v. g. G. zu deren Ausſchank 
eine beſondere Concefſion erforderlich iſt, nur die im chemiſchen Wege 
von befugten Roſoglin⸗ und Liqueurfabriken erzeugten Alkoholdeſtillate 
als, Liqueur, Roſoglio u. dgl., nicht aber der im kalten Wege mit 
Zuckerſtoffen, Gewürz und Farben verſetzte oder vermengte gewöhnliche 
ordincre Propinattonsbrauntwein zu verſtehen fft, der ilt dieſer Form, 
da er eben nur für den Genuß im Zwecke eines leichteren Abſatzes 
annehmbarer gemachter Brauntwein bleibt, nur von den Propinattonde 
anftalten, deuen eine derartige Zubereitung unbenommen it, zum An 
ſchanke gebracht werden darf. Im Zwelfel ob ein beanſtändetez Ge⸗ 
tränke zu der einen oder anderen Kategorie gehöre, ſoll die auf Koſten 
der ſachfälligen Partei veranlaßte chemiſche Analyſe, die auch daun 
einzuletſen iſt, wenn eine der ſtreitenden Parteſen darum anſucht und 
die Koſten zu tragen erbötig iſt, ohne Zulaſſung einer Superreviſion, 
entſcheiden, wobet in der Regel die Einwendung, daß die zum Au 
ſchanke gebrachten, laut techntſchen Gutachtens als gewöhnlicher Brannt⸗ 


betreffenden Schäuker vorbehalten, den Regreß 
vou dem er bad confiseirte Getränke bezogen, 
zu machen. 

Inzwiſchen nahnt auch der galtziſche Landtag Anlaß dieſe Frage 
zu behandeln (Stenogr. v. J. 1866, S. 752— 769), und forderte 
nach Entgegennahme eines umfangreichen Memorial (Stenogr. Bei⸗ 
lage LIV) des Landesausſchuſſes über die Propiuattousgerechtſame, 
worin unter Anderem der undankbare Beweis zu führen gefucht wurde, 
daß die v. g. G. ebenfalls ein Object derſelben bilden, in feiner Re⸗ 


Rechtowege geltend 


ſolutton vom 27. Februar 1866 die Regierung auf, die fernere Er⸗ 
theiluug von C 


oncefftonen zum Ausſchanke o. g. G. auf ſich beruhen 
zu laſſen, und die erthellten rückgängig zu machen! Selbſtverſtändlich 
mußte dieſe Reſolution, da die Forderung mit den beſtehenden Ges 
ſehen im Widerſpruche ſteht und auf Verletzung wohlerworbener 
Rechte ausging, ſchließlich ohne Erfolg bleiben, wiewohl beinahe durch 
die Dauer eines Jahres die Erthetlung von neuen Gonceffionen thal⸗ 
fachlich fiſtirt blieb. 

Indeſſen verblieb dle fragliche Angelegenheſt auch fortan Gegen⸗ 
ſtand der dringend erforderlichen Regelung und dies umfomehr, alg 
das Vorgehen der polſtiſchen Behörden in dieſer Beziehung deln eine 
heikliches war. 

Mit dem ursprunglich für das Lemberger Verwaltungsgebiet 
erlaſſenen und mit dem ſpateren Statthalterei-Erlaſſe vom 22. Jun 
1866, 3. 4786 pr. (N) auf das Krakauer Verwaltungagebiet autz⸗ 
gedehuten Statthaltereis(Erlaſſe vom 15. Mai 1866, 8. 2408 pr. (N) 
wurde vor Allem die Liberalfict in Ertheilung von Schankconceſſtonen 
auf v. g. G. auf das Eutſchiedenſte gerügt und den Gewerbehörden 
zur gewiſſenhafteſten Pflicht gemacht, daber mit ſorgfältiger Beachtung 
der Localverhältniſſe und mit Berückſichtigung des biäherigen Brauchesz, 
daher nur nach vorläufiger verläßlicher Eonſtatirung de Localbedürf⸗ 
niſſes und nach gewonnener Ueberzeugung, ob nicht bereits von Seiten 
des Propinationsberechtigten ſelbſt, der zum Ausſchanke von derlet 
Getränken ſchon kraft feiner Gerechtſame berechtigt iſt, und einer Con⸗ 
ceffton hiezu nicht bedarf — was man namentlich im Krakauer Ver⸗ 
waltungsgebiete bisher grundſätzlich außer Acht ließ — ber Local⸗ 


bebarſ genügend befriedigt wird, vorzugehen, derlei Eoneeſſionen nur 


als Aceeſfonum anderer Gewerbszweige und ſelbſt als ſolches an 
Speterei⸗ und Gemtſchtwaarenhändler nicht zu extheilen. Ferners wurde 
darin der Grundfatz ausgeſprochen, daß die eben genannten Händler 
zur Ausübung des Anisverſchleißes von v. g. G. in Seitelflaſchen, 


kuſoweit ſolcher nicht in einen glasweiſen Ausſchank ausartet, einer 
Conceſſton, die nach beſtehenden Vorſchriften ſchon in ihrem Gewerbe 


gelegen ist, nicht bedürfen. Endlich findet man in dieſem Normale 


die berers früher feſtgeſezten im Wege einer chemiſchen Analyle mehr 
zunehmenden kritiſchen Unterſcheidungsmerkmale zwiſchen dem Brannk⸗ 
wein und den v. g. G. nochmals hervorgehoben. Der Statthalterei⸗ 


Fraß vom 27. April 1867, 3. 24.350 (N) verordnete ſodann, daß 
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die bet Contravenkionen einzuleitende chemiſche Expertiſe, deren Koſten 
im voraus ſicherzuſtellen find, nicht nothwendig Profeſſoren der Univer⸗ 
fitäten oder techniſchen Anftalten, ſondern auch, zur Vermeidung von 
Unkoſten, in der Nähe befindlichen, ſich vermöge ihrer perſönlichen 
Verhältniſſe als unbefangen darſtellenden Apothekern vder Apotheker⸗ 
proviſoren übertragen werden könne, 

Weiter wurde mit dem Statthalterei-Erlaſſe vom 8. November 
1867, 3. 4024 pr. (N) eröffnet, daß laut Staatsminiſterialerlaß vom 
29. April 1867, 3. 1081 das in dem obeitirten Normale vom 
15. Mai 1866, 3. 2408 ausgeſprochene Verbot der Ertheilung von 
Conceſfionen zum Ausſchauke von v. g. G. an bloße Specerel⸗ und 
Gemiſchtwaarenhändler die Miniſtertalgenehmigung nicht erhalten habe, 
daß es von der mit dent Statthalterei⸗Präfidialerlaſſe vom 28. Auguſt 
1866, 3. 4818 angeordneten Borlage der Conceſſionen zum Aus- 
ſchanke mit v. g. G. vor Ausfertigung an die Parteien zur ſtatthalte⸗ 
riſchen Genehmigung fein Abkommen finde und dieſe Amtshandlung 
im gewöhnlichen Inſtanzenzuge nunmehr zu erledigen ſei. Endlich ver⸗ 
fügte der mit demſelben Statthalterei⸗Erlaſſe kundgemachte weitere 
Sſaatsminiſterialerlaß vom 27. April 1867, 3. 1084, daß bloßen 
Krämern ohne beſondere Conceſſion der Seitelverkauf von v. g. G. 
nicht zuſtehe, da in dem Hoflammerdecrete vom 31. Mai 1839 dieſer 
Kategorie von Händlern keine Erwähnung geſchieht. 

Selther ſtagnirt dieſe Augelegenhett und doch braucht kaum 
bemerkt zu werden, daß der jo geregelte Zuſtand noch vervollkomm⸗ 
nungsfaͤhlg tt. 

Zwar wäre unn das authentiſche Kriterium zwiſchen dem pro⸗ 
pinationspflichtigen Branntwein und den v. g. (/ im Allgemeinen 
ſirirt und dasſelbe in dem fabriksmaßigen chemiſchen Erzeugungsrer⸗ 
fahren zu ſuchen, — womit die Hauptſchwierlgkeit jo gut wie ſich 
dies eben thun ließ, beſeitigt iſt. Da aber das Minimum der 
charakteriſtiſchen Grundbeſtandtheile, deten Qualität und gegenſeitiges 
Vethältniß in quanto und namentlich die Verſüßungsmethode, welche 
als Reſultate der fabriksmäßigen (chemiſchen) Procedur bei der Exper⸗ 
ttfe jedenfalls nachgewieſen werden müßten, in keiner Vorſchrift auch 
nur angedentet erſcheinen, fo iſt die Sache nun wieder inſoſern mißlich, 
daß es der individuellen Anſicht der Experten, ihrer geringeren oder 
größeren Vertrautheſt mit den landes 1 1 Erzeugungsmodalitäten 
der v. g. G. in den Fabriken anheimgegeben iſt, wo fie die Grenze 
zwiſchen dieſen Spirktuoſen und dem Branntwein finden wollen. Daß 
ber jo bewandten Umſtänden an eine Gleichförmigkeit der Gutachten 
nicht zu denken, Mt augenſcheinlich. Leider wird hier den Sachverſtän⸗ 
digen dieſelbe Aufgabe geftellt, wie fie nach unſerer Strafproceßord⸗ 
nung an die ärztlichen Experten herantritt; ſtatt daß ihr Gutachten 
durch Subſumtton unter die geſetzliche Definition die Handhabe zur 
nn bilden ſollte, werden die Experten gleich zu Richtern 
beſtellt! 

Im Krakauer k. k. pathologiſch⸗anatomiſchen Univerſitätslabora⸗ 
torium, welchem die chemiſchen Unterſuchungen beanſtändeter Getränke 
aus der weſtlichen Hälfte Galiziens größtentheils übertragen werden, 
iſt — um nur ein Beiſptel anzuführen — der Grundſatz für Expertiſen 
angenommen worden, daß nur dasjenige Getränke als Liqueur onzu⸗ 
ſehen ſel, welches frei von Fuſel, urſprünglich aus einem 87 ¼ Tralles 
(= 35° Beaume) haltigen Spiritus bei wenigſtens —- 10 R. deſtil⸗ 
lirt iſt, und mindeſtens 20 Pfund Raffinatzudermelaffe in einem n.. 
Eimer, und als Rofoglio dasjenige, das bei gleichen Eigenſchaften 
wenigſtens 6 Pfund Raffinatzucker im ned. Eimer enthält. 

Ohne ſich nun in eine dem Later nicht zuſtehende Kritik dieſeg 
Grundſaßes etuzulaffen, muß denn doch bemerkt werden, daß jede 
ſolche Annahme Seitens der Chemiker dem Vorwurfe der Willfür⸗ 
lichkeit kaum entgehen wird. 

So bedauerlich nun vom moraliſchen Standpunkte leider die 
Thalſache bleibt, daß in Galizien fo eifrig darum geſtritten wird, wer 
eigentlich das Recht Haben ſolle den unſeligen Branntwein in primi⸗ 
tiver oder gekünſtelter Erzeugung mit Excluſivität zu verſchleißen, fo 
einleuchtend iſt es anderſeite, daß den Fabrikanten nicht zugemuthet 
werben künne, nur folchen Roſoglio und Ligueur zur erzeugen, welcher 
die von den Chemikern angenommene Probe bet jedesmaltger Analyſe 
bejtehen könnte. Denn dasſelbe leicht erklärliche Intereſſe, das der 
Propinatiousberechtigte hat, keinen Eingriff in ſein Privilegium ſich 
gefallen zu laſſen, gebietet dem Fabrikanten feine Erzeugntſſe zunächst 
nach dem Conſumo einzurichten. Die Gleichheit vor dem Geſetze er⸗ 
fordert, daß ihm der Abſatz feiner Erzeugniſſe nicht dadurch beirrt 


werde, daß einfache Qualitäten, die für den Genuß des Landvolkes 
in Fabriken zuberertet find, mit Beſchlag belegt werden, weil ſie von 
den Chemikern für ein Getränk erklärt worden find, das ſich vom 
Branniwein nur wenig unterſcheide. Man kann eben von den Fabri⸗ 
kanten nicht verlangen, daß ſie lediglich nur die beſten Liqueurqua⸗ 
litäten erzeugen und doch entſcheidet der Ausſpruch der Experten auf 
das Vorkommen eines Fuſelatoms, Mangel des angenommenen Zucker⸗ 
quantums oder die Erzengung im „kalten Wege“ zum Nachtheil 
des Fabrikanten und zieht die Confiscation ſeines Fabritates 
nach ſich! 

Nebenbei geſagt iſt auch die Unterſcheidung in der Erzeugung 
im „kalten“ und „warmen“ Wege — ein Nothbehelf — nicht ſtich⸗ 
hältig, da es wie geſagt Ligueure (Abſynthe) gibt, die nur auf kaltem 
Wege erzeugt werden 

Aus dem dargelegten Stande der Sache iſt erſichtlich wie 
schwierig einerſeits, wie dringend nothwendig aber auch anderſeltg im 
Intereſſe der Induſtrie die Aufſtellung einer geſetzlichen Formel, die 
jedoch nicht in ein Lezalrecept für Ligneurfabrikanten zur Erzeugung 
von v. g. G. ausarten dürfte, in der angedeuteten Richtung iſt. — 
So fehr verfahren iſt dieſe Angelegenheit, daß hieraus nur in der 
Aufhebung der Propinationsgerechtſame ein Ausweg iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzſtreit. Anerkennung der Competeuz der Gerichte im Falle 

ver Geltendmachung des Anſpruches auf Erſatz von Vorſpauns⸗ 

koſten, deren Ausmaß durch een beſonders beſtimmt 
worden iſt. 


Der Ausſchuß der vereinigten Gemeinde S. — M. hat aus Anlaß 
der während des Krieges zwiſchen Deſterreich und Preußen im Jahre 
1866 angeordneten Beiſtellung von Militärvorſpannen und wegen Bes 
fürchtung der Mehrheit der Gememdemitglieder, daß fie bei. dieſer 
Gelegenheit die Vorſpannspferde verlieren könnten, am 26 Juni 1866 
beſchloſſen, jedem Vorſpannsgeber, er möge Grundstücke haben oder 
nicht, für je ein Paar Pferde täglich 6 fl, von welchem Betrage 
jedoch der ärgriſche Beitrag in Abzug gebracht werden ſoll, als Ver⸗ 
gütung zu leiſten, und den diesfalls entfallenden Entſchaͤdigungsbetrag 
nach der londesfürſtlichen Steuer in der vereinigten Gemeinde S. 
und M. zu repartiren 

Am 26. Februar 1870 überreichte Franz R., Reglitätenbeſiter 
in S., gegen die vereinigte Gemeinde S. und M. beim Landetzge⸗ 
richte in Prag eine Klage, worin er anführt, daß ein Paar feiner 
Pferde im Jahre 1866 ale Vorspann durch 38 Tage verwendet 
wurde, und ihm daher nach dem oben erwähnten Beſchluſſe den Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes und nach deſſen weiterem Beſchluſfe die vom Aerar 
während der Vorſpannsdaller geleifteten Geld⸗ und Maturalbezüge 
(Heu und Hafer) mit 1 fl. 76 kr. zu berechnen, eine Vergütung von 
4 fl. 24 kr. täglich, ſomit für 38 Tage 161 fl. 12 kr. von Seite 
der Gemeinde gebühre. 

Das Landesgericht in Prag hat über dieſe Klage die Tagfahrt 
zur ſummariſchen Verhandlung angeordnel. 

Gegen disfen Klagebeſcheid brachte Joſef Sch, Vorſteher der 
vereinigten Gemeinde S. und M. die Recurabeſchwerde an das Ober⸗ 
landesgericht ein, und ſtellte darin das Begehren, den angefochtenen 
Beſcheid zu beheben, und dem Landesgerichte aufzutragen: Dasſelbe 
möge die Klage dem Kläger mit dem Bedeuten zurückſtellen, daß ſich 
der Klagegegenſtand keinetwegs zur richterlichen Amtshandlung eigne, 
und deßhalb der Kläger auf den politkſchen Weg verwieſen werde. 

Die Statthalteret in Bohmen, die vom Oberlandesgerichte um 
ihre Wohlmeinung begrüßt worden war, hat dieſe dahin erſtattet, daß 
die Angelegenheit in den Wirkungskreis der Adminiſtrativpehörden 
falle, da der Etſazanſpruch des Franz K. aus einem Beſchluſſe des 
Gemeindeausſchuſſeß von ©. und M. abgeleitet wird, — «3 ſich ſohin 
vom Standpunkte des ſtaatlichen Aufſichtsrechteß ($ 102 der Gemeinde 
ordnung) zunächſt um die Würdigung der Frage handelt, inwiefern 
diesfalls nicht elwa eine Ueberſchreitung deb dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe 
geſezlich zugewieſenen Wirkungskreiſes obwaltel. 

Daß Oberlandesgericht hat nun den Klagebeſcheid aufgehoben, 
und dem Landesgerichte verordnet, die Klage als zur gerichtlichen 


* 
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Entſcheidung nicht gehörig zurückzuſtellen, und aus den von der Statt: | 


halterei angeführten Motiven an die Competenz der polittſchen Be⸗ 
hörden zu verweisen. 

Anläßlich des Reviſtonsrecurſes des Franz R. erſuchte der 
oberſte Gerichtöhof das Miniſterium des Innern um deſſen Wohl⸗ 


meinung mit dem Bemerken, daß er jene Auſicht der Statthalterei 


theile, daß die Gerichtabebörden zur Amtöhandlung in jener Streit⸗ 
ſache wenigſtens vor der Hand, auch mit Nückſicht auf die im § 101 
der Gemeindeordnung enthaltene Beſtimmung, da ein gütlicher Aus. 
gleich bisher nicht verſucht worden iſt, nicht zuſtändig ſind, und daß 
er daher den Repſſionsrecurs abzuweiſen brabſichtige. 

Das Miniſterium dez Innern hat in ſeiner Rücknote vom 
3. Junt 1871, 8. 7006 dem oberſten Gerichtshofe erwiedert, „daß es 
der Anſicht desſelben, wornach die Gerichtabehörden zur Amtshand⸗ 
lung in dieſer Streitſache vorläufig nicht competent find, nicht beizu⸗ 
ſtimmen vermag, da elne aus öffentlichen Rückſichten zu inhibireude 
Ueberſchreitung des dem Gemeindeausſchuſſe geſetzlich zuſtehenden Wir⸗ 
kungsktetſes nicht vorliegt, und weil die Unierlaſſung eines Ver⸗ 
gleichsverſucheg für R. fein Hmderniß bilden kann, ſeine Rechte 
vor dem ordentlichen Richtet geltend zu machen, abgeſehen davon, 
daß im vorſiegenden Falle kein Grund vorliegt, die Unbefangenheit 
bed Gemeinde⸗Ausſchuſſes in Zwelſel zu ziehen. Das Miniſterium 
des Junern fer ſomit in Anbetracht dieſer Gründe der Anſicht, daß 
zur Entſcheidung der in Frage ſtehenden Stteitſache die Gerichte 
competent find“ 

Darnach hat der oberſte Gerichtshof, ſich zur Anſicht des Mi⸗ 
nifteriumö des Innern bekehrend, unterm 13. Juni 1871, 3. 7224 
die dem entſprechenbe Verfügung getroffen. A. R. v W. 


Zur Wahrung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft nach Artikel 

XIV des öſterreichiſch⸗italieniſchen Friedensvertrages vom . Octv⸗ 

ber 1 an genügt nicht die jedigliche Erklärung, öſterreichiſcher 

Staatsbürger bleiben zu wollen, ſondern es iſt hlezu auch dic Er⸗ 

greiſung des Wohnſitzes in Nai eee Staaten erfor⸗ 
erlich. 


Der Hauſtrer O. S. aus T. in Italien gab unterm 1. October 
1867 bei der Landesbehörde in K. mit Berufung auf den Artikel XIV 
des öſterreichiſch⸗italleniſchen Friedensvertrages vom 3. October 1866 
(R. G. Bl. Nr. 116), die Erklärung ab, öſterreichiſcher Staatsbürger 
bleiben und ſich mit ſeiner Familie, beſtehend aus der Frau und vier 


Kindern, nach Kärnten zurückziehen zu wollen und Bat zugleich um | 


Ausfolgung eines Hauſtrbuches. 

Unterm 8. Juni 1870 erſchien O. S. bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in §, und brachte die Bitte vor, zu ermitteln, welcher 
Gemeinde er zufolge obiger Erklärung und ſeines bisherigen Aufent⸗ 
haltes zuſtändig fei. Auf Grund der hierüber gepflogenen Erhebungen 
wurde O. S. mit Erkenntniß bes Bezirkshauptmannes in H. vom 
12. December 1870, 3. 3955, gemäß den Beſtimmungen des III. 
Abſchnittes des Relchsgeſetzes vom 3. Deeember 1863, 3. 105 als 
Heimatloſer behandelt und nach $ 19, Punkt 2 biejes Geſetzes der 
Ortsgemeinde K. als zuſtändig zugewieſen, nachdem er ſich durch länger 
ald ein halbes Fahr in der Ortagemeinde K. ununterbrochen und 
freiwillig aufgehalten und ein längerer Aufenthalt in einer andern Ge⸗ 
meinde der E. k. oſterrrichiſchen Länder nicht erwieſen war. Die Gemeinde 
K. ergriff dagegen den Recurs, in welchem fie vor Allem beſtritt, 
daß O. S. die bſterreichiſche Staatsbürgerſchaft nach Arltkel XIV 
obigen Vertrages erlangt habe, weil er die Bedingung dieſes Ar. 
tikels: „ſich mit ſeiner Familie in die Staaten Sr. k. k. Apoſt. Ma⸗ 
jeſtät zurückzuziehen“ ) nicht erfüllt habe und ſouach auch einer Ge⸗ 
meinde dieſer Staaten nicht als heimatberechtigt zugewieſen werden 
könne. Die in Folge diefes Recurſes vom Bezirkshauptmanne in 9. 
gepflogenen Erhebungen ergaben auch, daß O. S. den Bedingungen 


J Der fragliche Artikel XIV, foweit er hier in Betracht kommt, lautek: 

„Die Bewohner und Eingebornen des abgetretenen Gebietes ſollen während 
bes Zeitraumes eines Jahres, und auf Grundlage elner bei der coimpetenten Behörde 
abzugebenden vorläufigen Erklärung, Die volle und unbeschränkte Frelheit genießen, 
ihr beweglichen Eigenthuunn aßgabefrer auszuführen, und ich mit ihren Familien in die 
Staaten Sr f £ Apoſt, Majeſtät zurückzuziehen, in weſchem Falle denſelben die öſter⸗ 
reichlſche Staatsbürgerſchaft gewahrt bleibt“. 


obigen Artikels nicht entſprochen habe, weil er feine Familie nach wie 
vor an feinem Befitzthum zu T. in Itnlien beließ und er ſelbſt ſich 
nur als Haufirer herumwandernd in den üfterreichtfchen Staaten 
aufhielt. Der Bezirkshauptmann in Z. hob daher unterm 11. März 
1871, 3. 487 das Erkenntniß vom 12 December 1870, 3. 3955 
auf Grund dieſer ermittelten Thatſache kraft der Miniſterialverordnung 
vom 30. Auguſt 1868, R. G. B. Nr 124 feinem vollen Umfange 
nach auf, und begründete dieſe Entſcheidung wie folgt: 

„Der Artikel XIV des Friedenstractates vom 3. October 1866 
wahrt denjenigen Ftalienern die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, welche 
die in dieſem Artikel verlangte Erklärung abgeben und ſich mit 
ihren Familien in die Staaten Sr. k. k. Apoſt. Majeftät 
zurückziehen. O. ©. hat dieſe vorgeſchriebene Erklärung allerdings 
bei der k k. Landesbehörde in K. abgegeben, allein ſich mit feiner 
Familie nicht in die Staaten Sr. k k Apoſt. Majeſtät zurückge⸗ 
zogen, vielmehr hält ſich feine Familie laut feines eigenen Geftäut- 
niſſes im Protokolle vom 5 März 1871 nach wie vor zu T. in Ita⸗ 
lien auf. S. erfüllte demnach die im erwähnten Tractate enthaltenen 
Bedingungen nicht, kann daher auch kein Anrecht auf die oſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft erheben. Da Ausländer, und als ſoſcher iſt S. nun 
zu betrachten, nach dem allerh. Hauſirpatente vom 4. September 
1852 in Oeſterreich vom Betriebe des Hauſtrhandels ausgeſchloſſen 
find, fo iſt auch die h. u Hauſirbewilligung vom 6. October 1870, 
3. 10 null und nichtig, dem S abzunehmen und anher rückzu⸗ 
ſtellen.“ 

Die k. k. Landesregierung beſtätigte mit Erlaß von 30. April 
1871, 3. 1889 das in Recurs gezogene Erkenntniß der Bezirks: 
hauptmannſchaft aus deſſen Gründen. 

In Folge Mintſterialberufung entſchied das Ministerium bes 
Innern unterm 4. Juli 1871, Zahl 8898 wie folgt; 

„Nach dem Wortlaute bed Artikels XIV des Frledenstrackates 
vom 3. October 1866 (R. G. B. Nr. 116) gewährt die vorläufig 
bet einer Landesſtelle abzugebende Erklärung noch nicht die neuerliche 
Anerkennung bed Staatabürgerrechtes, ſondern nur den Anſpruch auf 
daſelbe im Falle der Erfüllung der weſters vorgeſchriebenen Bedin⸗ 
gungen. Da O. S. dieſe letzteren Bedingungen bisher nicht erfüllt hat, 
fo wird dem Recurſe desselben gegen die Landesregierungs⸗Entſchei⸗ 
dung, mit welcher die Anerkennung des öſterreichiſchen Staatsbürger⸗ 
rechtes des Recurrenten verweigert und in Folge deſſen die demſelben 
ertheilte Hauſirbewilligung als ungiltig erklart wurde, keine Folge ge⸗ 
geben.“ L. H. 


Als ſtändiger Aufenthalt eines an und für ſich defimitip angeftellten 
Beamten im Sinne des Heimatsgeſetzes ME nur der Ort allzuſehen, 
an welchem er eine Amtsſtelle in definitiver Eigenſchaft june hat. 


Johann M. wurde im Jahre 1854 zum Bezirkgamts⸗Actuar 
in B. und hierauf im Jahre 1858 als Bezirksamts⸗Actuar zum Ad⸗ 
juncten der Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regultrungg⸗Commiſſion in 
R. endlich im Jahre 1859 zum proviſorfſchen Bezirksamts⸗Abjuncten 
in R. ernannt und als ſolcher beeidet. Im Jahre 1861 verſtarb Jo⸗ 
hann M. in ſelber Eigenſchaft. Aus Anlaß der Militärpflicht des 
Robert M., Sohnes des Johann M., wurde von Seite der Domi⸗ 
cilsbehörde, des Stadtrathes in G., die Bezirkshauptmannſchaft in 
2. angegangen, daß ſie die Gemeinde R. zur Anerkennung der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Famtlte M. (Witwe Francisca und Sohn Robert! 
verhalle, da Johann Mü daſelbſt angeſtellt geweſen und die provi⸗ 
ſoriſche Eigenſchaft der Anſtellung nicht entſcheidend fei. Die Ge⸗ 
meinde R. lehnte die Zuſtändigkeitsanerkennung ab, da Johann M. 
weder in ſeiner vorübergehenden Dienſtleiſtung als Adjunet der Ab⸗ 
löſunge⸗Commiſſion, noch als propſſoriſcher Bezirksamts⸗Adfuuct in 
N. einen ſtändigen Aufenthalt hatte (§ 13 des Gemeindegeſetzes 
von 1849); er ſei zulegt definrtiver Actuar in V. geweſen, alſo 
auch dorthin zuſtändig geblieben 

Die Statthalterer enifchten: Der ſtellungepflichtige Robert M. 
ſei iu der Gemernde V. heimatberechtigt; denn Johann M. war von 
1854 —1857 als defiuttiver Aciuar in V. und habe als folchet 
dort das Heimatsrecht erworben. (§ 13 Gemeindegeſetz 1849.) Diejes 
Heimatsrecht habe Johann M. durch feine Anftellung als Adlune! der 


Localcommiſſton in R. nicht verloren, da er als folder ein bleibendes 
Domicil nicht hatte. Dieſem Heimatrechte folge der eheliche Sohn 
Robert M., welcher ſich ſelbſtſtändig kein anderweltiges Heimatsrecht 
erworben hat 

Im Reeurſe gegen die Statthaltereientſcheidung hob die Ge⸗ 
meinde V. beſonders hervor, daß Johann M. durch feine, im Jahre 
1859 erfolgte Ernennung und Beerdigung ald prov. Be⸗ 
zirksamts⸗Adjunet das ihm im Grunde feiner Stellung als 
Actuar geſezlich zugeſtandene Heimatsrecht verloren habe. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. Juni 1871, 3 
7757 der Berufung der Gemeinde V. aus den Gründen der Sta 
halterefentſcheidung keine Folge gegeben. —6. 


Notiz. 


(Die Kategor ken des vetertußrarztlichen Perſonales 
Oeſter reich) 1 Thie rärzte. Thierärſte erhalten in der gefanmten theoretischen 
und pratilſchen Veterinäukunde einen gründlichen Unterricht, und werden nur an ben 
Thierorznelſchulen in Wien und Peſt gebildet, — fie erhalten nach Volleudung des 
Studiencurſed von 3 Jahren (oder 6 Semeftern) und Ablegung zweler strengen Prit- 
fungen da Diplom als Thierärzte; — dieſel berechliget zur freien Ausübung der 
Thierhellkunde in ihrem ganzen Umfange au fänuntichen Hausthteren Aud zur Aus. 
ſtellung rechtsgültiger thlerrztllcher Zeugniſſe. 

2. Kur schule de. Sie werden nur in Wien herangebüldet, jie erhalten nach 
zweijäheigem Gurſe ein Abfolntorinm als Pferbearzt oder Kurſchmied, welches ſie her 
techtiget, die Pferdearznekunſt allerorts der öſterreſchlſchen Monarchie nach vorher 
erkheilter Conceſſion (Erlaß des Sta atsminiſteriunis vom 28. September 2868, 
3. 17.488) auszuttben und in biefen ſpeciellen Zweige Zengniſfe auczuſtellen 

3. Hufbeſchlagſchmiede. Sie werben in Wien, Geaz und dalbach heran. 
geblldel, fie erhalten nach einem ſechsmonatlichen Curſe und Ablegung der Priifung 
aus dem theoretiſchen und praktlſchen Huf, und Klaueubeſchlage die Befühigung zur 
Ausllbung des Hufſchuiledgewerbel oder ein Zeugniß als sogenannte thierärztliche 
Gehilſen. 

Das thlerörztliche Perſonale ıft ſomit je nach den zurbckgelegten Studien 
ſtreng in drei Kategorken, nämlich. Thierarzt, Kurſchmled und Hufbeſchlagſchmied 
oder ſugenannter thierürztlicher Gehilfe geſchleden, auch der Wirkungskreig und die 
Berechtigung zur thierärztlichen Praxig, ſowte der Umfang derſelben durch die Ouali⸗ 
ficatjon genau beflinmt. (Erlaß der ſtelermärkſſchen Statthalterel vom 18. Juli 
1871, 3. 8235.) 


in 


Verordnungen. 


6 J. I. Miniſtectums fiir Laudesvertheidionng vom 17, Juli 1871, 

5 5 II au hie Lraiueriſche Landesreglerung, betreffend bie Verhand⸗ 

(ung bel den Ergänzungsbehörden T. 111155 in Euflaſſungsfallen nach 8 161 
der Juſtructian zur Ausführung des Wehrgeſeheg. 

Aus Aulaß der zwiſchen der k. k. Landesregierung und dem I. k. General 
Commando in Graz gepflogenen Verhandlung bezüglich der formellen Art der 
Verhandlung Yet den Ergänzungsbehörden erſter Inſtanz in jenen Entlaſſungs.⸗ 
fällen noch $ 161 der Inſtruction zur Altsführung des Wehrgeſezes, in denen 
es ſich um bie Gonflattenng der Erwerbzunfähkglet von in Bekrocht kommenden 
männlichen Angehörigen der Reclaumttten handelt und wobei eine Elulgung nicht 
erzielt wurde, findet die Münlſterialinſtanz Nachſolgendes zu verfügen: 

In derlei Füllen ift, nachden burch die Bezirksbehörde die Erhebungen über 
die Grumbhältigeit des Entlaſſungsanſpruches gepflogen wurden, das vollſtzudtg 
inftenicte Anſuchen mit dem bedingten Gutachten an daß Ergönzungsbeſtrtö⸗Gom⸗ 
mondo zu lellen, welches den ausgefertiglen Befund der ſtändigen Steflungdcom- 
miſſten dem Acle anſchließt und mit dem eigenen gutachtlichen Antrage an die 
Bezirkabehbrre zurückſendel. 

Viegt jedoch bie dem Aufenthalte der zu Unlerſuchenden zunächſt befindliche 
Steſlungstemmlſſlon nicht im Dielocationdorte des Ergänzungebezirks- Commandos, 
fo iſt dag mit dem bedingten Gutachten der Bezirksbehörde verſehene vollſtändig 
infteutzte Entlaſungogeſuch on jene Beffekebehörde zu enden, in deren Yınfanrte 
ſich die ſtändige Stelhungscommilffion befindet; dieſe Behörde leitet ſodaau das mit 
deut aucgefertigten Befunde der Stellungscommiſſton vervollſtändigte Geſuch an das 
Ergänzungsbezirkg. Commando, Welches den Uct, mit dent eigenen Gulachten verſehen, 
der betreffenden Bezirkahehbrde zur welleren Amtshandlung übermittelt. 

In allen ſolchen Fällen aſt bie eoinmiffioneile Unterſuchung lehnfs der Con⸗ 
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ſattrung der Gnverbsunfähigteit der in Seage kommenden männlichen Angebörlgen 


der Reclomonten von der Setzirksbhehörde erft dann zu peraulaſſen, wenn das Gut 
Seflangagehud) dem Ergänzungsbefirks.Commagdo, beziehungsweise ber im Otte der 
ftändigen Stellungscommiffton befindlichen Bezirkobeßörde übermittelt wird, damit 
ſich die Stellungseommiſion nach Bedarf fiberbie Familjen., Erwerbs. und Beſitver. 
Hältniffe der Betreffenden durch Ginficht in den Yet informiten kann. 


Erlaß der 1. 1. Stalthalterei für Steiermark vonn 16. Mar 1871, Z. 5764, Ver 
treffend Beamtshandlung der in das ſtehende Herr, die Kriensmarine oder 
Landwehr eingereihten, aber ob ee eee wieder eutlaſſenen Indr⸗ 
bi ie 

Ueber eine vorgekommeue Anfrage wegen Behandlung ber in das fichente Heer, 
die Kriegamarine oder Landwehr eingererhten, aber wegen Dienftesuutauglichtent 
wieder entlaſſenen Indlvidnen, welche bei den auf die Entlaſſung folgenden Stellungen 
noch einer verpflichteten Alltergelaſſe angehören, wird im Einvernehmen mit dem k £ 
GenerolGommaubo auf die klare Beſtimmung bed $ 3, Punkt 5 der Juſtruetlon zum 
Wehrgeſet behufs genauer Darnachachtung hingedeutet 

Derlei Steflungzpflchtige finb daher nicht nur In bie Inflänbigkeite«, ꝛeſpectlve 
Premdenverzeichntſſe, ſondern die zuftinbigen Stellungäpflichtigen auch in die Stel. 
lungsliſte aufzunehmen und ihre früthete Aſſenticung, jo wie die nachgefolgte Ent. 
laſſung darin nach Anleitung deb $ 20, Punkl 2 der Inſtrnekion eulſprechend er. 
ſichllich zu machen 


Perſonalien. 


zontrolseomumiſfton des Relchs⸗ 
shofed Franz Langhammer 
i verliehen. 

Maſeſtät haben dem Finanzrathe und Porſtande des Rechuungsdepar⸗ 
lements für directe Beſtenerung im Finanzuiniſterlum Johann Gloſfner bet 
deſſen Verſehung in den Ruheſtand die A. h. Zufriedenbell amsgebrüdk, 

Se. Majeftit haben dem Serſplor der Aunfverſtnablellother in Lemberg 
Eduard Burcziugki den Titel und Rang eines Bibliothekeuſtog tarftei 
lichen 

Se Majeſtät hahen den gemeinſamen Binanzminifter Melchior Nen ya 
von Nag van gbay und Bäſäros⸗Romaay nehit Me gefeblichen Nachkommen 
in den uugariſchen Grafenſtand kapfrei erhohen. 

Se. Mafeftät haben dem I und k. Staalsangehbrigen Joſeph Ritter volt 
Malſmann bie Aunahme der ihne übertragenen Funetlonen eines Conſuld des 
dentſchen Reiches für Wien geftatict, 

Se. Mojeftit haben tem Miniſterlalrathe im Handelsmilniſterlum Johann. 
Pfeiffer bad Nitteckteuz Des Leopoldordens 1175 verliehen. 

Se. Maſjeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Minſſterſalſecrekärs 
heffeibelen Deinifterialeoneiptften Arthur Freihernn von Hohen bruck und den 
Miniſtertalcontipiſten Dr. Neo Herz zu Dintfteriatjecretären im Nerbnminifter 
rium ernannt 

Se. Majeſtät haben bem penftontzten Euſtog der Univerfittläbißliothek in 
Prag Johann Frfeorich Dambeck daß golbene Verdienſtkreuz mit der Krone ver⸗ 
liehen. 

. Se. Deojeftät haben die Erhebung der , und k. Genſolgte in Solonich 
und Trapezunt zu Generalconfulaten genehrmipt, und den derzeitigen Tituläten 
derselben Franz v Knaphriſch und Jullus Zwidrnek v. Süden horſt ben 
Titel und Charakter eined Generalepuſuls taxfrel verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Begielshaupturm II. Claſſe Johann 
Edlen von Eder zum Bezirksponptmann 1. Claſſe, und den auf elne Beplekdcom« 
mifffröftelle eingereihlen früheren Bezirkovorſſeher Guido An dlg eum Bezirl. 
hanpimann I, Staffe n Nieber-Defterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Actugre der Lemberger Polizeldlre. on 
Anton Gärtner, Rudolph Bittner und Joſeph Zawalkiewiez zu Polizeicum⸗ 
mijjfizen bevfelben ernannt. 


Erledigungen. 


Baurathaſtelle 1. Gl. (ugfeich Vorſtand des Stakthollerelbandeportemenks et 
der Statthalterei für Ober⸗Oeſterreich nut 2000 fl. Gehalt, bis Ende August (Amlü⸗ 
bloll Nr. 195.) 

Förſterſtelen im Salzburg ſchen und zwar eine Förſterſtelle 1, und eine or. 
ſterſtelle II. Cl., evenknell 2 Förſterſtellen II. Cl., wonit ein Gehalt von 630 fl. bes 
zlehungoweife 525 fl. Holzgelb, Ganggelb, Kanzleipauſchale, Nahrralquartier ober 
Duartſergeld verbunden, bis Ende August. (Anmtebl. Nr. 196) 

Porſtinſpeckorsſtelle bei der Laibacher Landesregierung mit 1500 fl. Gehalt 
und 800 fl. Reſſepanſchale, bag 10. September. (Amtzbl Nr. 197, 

Hllfeämterdireckiong⸗Adiunctenſtelle bei der mähr. Finanz⸗Londesdlrection mit 
1000 fl. eveinefl 900 fl, begieöungsweile eine Ranzleioffietalsjtelle mit 800 fl. 700 fl, 
600 fl. ober 500 fl. bis 28. Auguſt, (Amtbl. Nr. 197 . ‚ 

Ingenienzäftelle IT. CL mit 1000 fl. Fahresgeßalt eventuell eine Bauabjunc« 
tenftelle Il El mit 800 fl. oder Bau- Adjunckenſtelle II. St. mit 700 ft. Gehalt, dann 
eine Bauprakticantenſtelle mit 400 fl. Adjutum Bet dem ober-öſterr. Gtantöbanbieufte, 
bis 6. September. (Amtsbl. Nr. 197.) 

Bergdirechiond« und Hauptwerkscaffeſchrelbersſtelle in Pribram mit 500 fl. 
Gehalt und 50 fl. Quarkiergeld gegen Caution, bis Mitte September. (Amtsbl. 
Nr. 199.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verankwörllich S. Piftori, 


